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Unter der Überschrift „Wenig Inter-
esse an Cyberpolizei“ konnten wir vor 
einigen Wochen lesen, dass die Lan-
desregierung Probleme hat, geeigne-
ten Nachwuchs für die neue Cyberkri-
minalistenlaufbahn zu finden. Es wird 
sogar ein vermutlicher Grund seitens 
des Landespolizeipräsidiums Baden-
Württemberg geäußert: „Wir können 
nicht sagen, warum das so ist, aber 
man kann natürlich nicht ausschlie-
ßen, dass die Wirtschaft lukrativer ist“!

Also doch – wir ziehen im Vergleich 
mit der Wirtschaft den Kürzeren –, wer 
hätte das gedacht? 

Wer sich alleine an die deutlich ge-
sunkenen Bewerberzahlen und die 
ewig lange Zeit der unbesetzten Poli-
zeiärztestellen erinnert, wird erkennen, 
dass diese Erkenntnis nicht neu ist.

Aber wie wird reagiert? Mit hilflo-
sem Achselzucken und das war es 
dann?

Die Verantwortlichen der Polizei 
sind bis vor Kurzem noch durchs Land 
gezogen und haben die heile Welt ver-
kündet, obwohl es mehr als deutlich 
war, dass die fetten Jahre vorbei sind. 
Ein Blick in die Schulklassen, die den 
Nachwuchs bringen könnten, hätte ge-
holfen. Diese Chance wurde vertan, 
obwohl eine rechtzeitige Remonstrati-
on angebracht gewesen wäre.

Die Politik – egal ob Regierung oder 
Opposition – reagiert ebenfalls nach 
Schema „F“. Die Innenpolitiker wollen 
mehr einstellen, doch die Finanzer ste-
hen auf der Bremse. Ideologische Be-
weggründe tragen ihren Anteil zur Pro-
blemverschärfung bei, egal ob die Zeit 
vergeht. 

Die Opposition „mahnt“ wie ge-
wöhnlich an, vergisst aber ihren Anteil 
an der Personalsituation. Verantwor-
tung zu übernehmen ist halt nicht un-
bedingt modern! Wie will man denn 
eigentlich Nachwuchs gewinnen? Be-
stimmt nicht, wenn  die Eingangsbesol-
dung abgesenkt und ständig erzählt 
wird, wie hoch die Pensionen der Be-

Das Land bekommt keinen Nachwuchs 
zur Polizei

Von Rüdiger Seidenspinner, GdP-Landesvorsitzender

amten sind, und man sich hier nur sta-
tistischer Zahlen bedient und somit nur 
nach der Lufthoheit über den Stammti-
schen schielt oder junge Menschen mit 
Abitur in den mittleren Dienst einstellt 
und ihnen eine Pseudokarriere vorgau-
kelt? 

Wer sich im Privaten mit Freunden 
unterhält, wird bestimmt keine Wer-
bung für die Polizei machen, weil eine 
unheimliche Unzufriedenheit inner-
halb der Polizei herrscht. 

Der Druck, der Stress, die Arbeitszei-
ten und die mangelnden Perspektiven 
sind alles andere als geeignete Werbe-
mittel. In einem der reichsten Bundes-
länder gehen die meisten Kolleginnen 
und Kollegen in der Besoldungsgruppe 
in Pension, in der in anderen Bundes-
ländern der Dienst begonnen wird.

Hier trägt nicht nur die Politik alleine 
die Schuld, sondern auch die, die im-
mer wieder mit obskuren vermeintli-
chen Argumenten gegen eine gerechte 
Einordnung der Polizeibeschäftigten 
im Gehaltsgefüge reden.

Warum soll ein junger Mensch in 
den Polizeivollzugsdienst oder die Poli-
zeiverwaltung eigentlich eintreten? 
Wegen der Topbezahlung? Wegen den 
super Aufstiegschancen? Wegen dem 
guten Betriebsklima?

Anstatt etwas Grundlegendes zu 
verändern, zieht man Vorlagen von vor 
30 Jahren, wie Veränderungen der 
Ausbildung, Sonderurlaub für Bewer-
ber und, und, und, aus der Schublade.

Es wird Zeit, dass alle deutlich und 
laut vernehmlich zugeben, dass wir 
Nachwuchsprobleme haben und wir 
diese mit den altbekannten aber un-
tauglichen Mitteln nicht in den Griff 
bekommen. Wenn wir dies erreicht ha-
ben, wäre das schon die Hälfte der 
Strecke. Wenn dann die Politik endlich 
handelt und nicht nur große Reden 
schwingt, dann könnte eine Lösung 
doch noch möglich sein.

Wie steht es doch so schön auf Seite 
64/65 des Koalitionsvertrages:

„Personalabbau bei der Polizei stop-
pen

Wir werden den Personalabbau im 
Polizeivollzug und im Nichtvollzug 
stoppen und Neueinstellungen vorneh-
men, wo unabdingbar personelle Lü-
cken geschlossen werden müssen. Die 
Polizeibeamtinnen und -beamten wer-
den dadurch von polizeifremder Arbeit 
entlastet und können sich verstärkt auf 
ihre eigentlichen polizeilichen Aufga-
ben konzentrieren. Denn wir wollen die 
Polizeipräsenz in der Fläche verbes-
sern. Wir streben zudem an, ausrei-
chende Planvermerke zur wechselseiti-
gen Besetzung von Vollzugs- und 
Nichtvollzugsstellen zu schaffen.

Wir werden zudem Sorge dafür tra-
gen, dass angesichts der anstehenden 
Pensionierungswelle bei der Polizei 
frühzeitig Polizeinachwuchs in ausrei-
chendem Umfang ausgebildet wird. 
Vor dem Hintergrund des doppelten 
Abiturjahrgangs wollen wir im Jahr 
2012 die Zahl der Neueinstellungen 
von derzeit 800 Polizeinachwuchskräf-
ten ausweiten. Neben den Sicher-
heitsaspekten leisten wir damit auch 
einen Beitrag zur Sicherung der Zu-
kunftsperspektiven junger Menschen. 

Fortsetzung auf Seite 2
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Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei, Landesjournal, veröf-
fentlicht werden sollen, an diese 
E-Mail-Adresse senden. In dringen-
den Fällen erreicht Ihr mich auch un-
ter der Telefonnr. 0 15 25/ 3 45 43 84.

Der Redaktionsschluss für die Au-
gust-Ausgabe 2015 des Landesjour-
nals Baden-Württemberg  ist am 
Freitag, dem 3. Juli  2015. 

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können 
von uns leider nicht mehr berück-
sichtigt werden. Zur einfacheren Be-
arbeitung bitten wir um Übersen-
dung von unformatierten Texten 
ohne Fotos. Diese bitte separat ver-
senden.� Wolfgang Kircher

Bei der Anwerbung von Polizeinach-
wuchs wollen wir ein besonderes Au-
genmerk darauf legen, dass mehr Mi-
grantinnen und Migranten für den 
Polizeidienst gewonnen werden.

Wir werden den Freiwilligen Polizei-
dienst mittelfristig auflösen. Als Sofort-
maßnahme werden wir das Budget ein-
frieren und keine neuen Angehörigen 
für den Freiwilligen Polizeidienst ein-
stellen.

Die frei werdenden Mittel werden 
wir für die Verbesserung der Personal-
ausstattung der regulären Polizei in 
den Polizeirevieren verwenden. Auch 
diese Maßnahme trägt dazu bei, die 
sichtbare Präsenz der Polizei in der Flä-
che zu verbessern.

Zweigeteilte Laufbahn einführen
Der Polizeiberuf stellt sehr hohe An-

forderungen an die Beamtinnen und 
Beamten. Diese verantwortungsvolle 
Tätigkeit muss auch angemessen ver-
gütet werden. Wir werden deshalb die 
Voraussetzungen dafür schaffen, dass 
die bisherigen Angehörigen des mittle-
ren Dienstes schrittweise in den geho-
benen Dienst übergeleitet werden und 

Fortsetzung von Seite 1 damit Zug um Zug die zweigeteilte 
Laufbahn einführen.

Dabei werden wir einen Einstel-
lungskorridor für den mittleren Dienst 
einrichten, um Realschulabgängern 
auch künftig den Zugang zum Polizei-
beruf offenzuhalten.

Wir werden die Einführung eines ei-
genständigen Berufsbildes des Polizei-
Fachangestellten auf den Weg bringen.

Die Aufstiegsmöglichkeiten für die 
Tarifbeschäftigten bei der Polizei sowie 
die Besoldungs- und Beförderungssitu-
ation bei den Verwaltungsbeamtinnen 
und -beamten bei der Polizei werden 
wir auf den Prüfstand stellen mit dem 
Ziel, die derzeitige unbefriedigende Si-
tuation zu verbessern.“ (Ende des Aus-
zug aus dem Koalitionsvertrag)

Das sind die Worte und wann kom-
men die Taten? 

All diese Zusagen sind nicht einmal 
im Ansatz erfüllt.

Es besteht übrigens im Ergebnis 
kein Unterschied zwischen „nichts ver-
sprechen“ und „Zusagen nicht halten“. 
Beides versagt Gerechtigkeit und sorgt 
für weitreichende Probleme.

Rüdiger Seidenspinner

Die Rechtsprechung ist eindeutig. 
Die Polizei braucht eine Stellenbewer-
tung und laufbahnübergreifende Stel-
lenbewertungen sind nicht zulässig.

Jetzt kann man trefflich darüber 
streiten, ob das Sinn macht oder nicht, 
denn Justitia hat gesprochen.

Nun ist guter Rat teuer und eine Ar-
beitsgruppe muss die Lösung für dieses 
Problem finden. In dieser Arbeitsgrup-
pe sind bisher weder die Personalver-
tretung noch die Gewerkschaften ver-
treten, aber Hauptsache sie tagt.

Aus Sicht der GdP gibt es einen Lö-
sungsansatz, der sogar im Koalitions-
vertrag verankert ist, also im Regie-
rungswillen festgelegt wäre.

Das Zauberwort heißt „Zweigeteilte 
Laufbahn“ oder auf Deutsch, wir eli-
minieren die Laufbahn des mittleren 
Dienstes und führen alle Kolleginnen 
und Kollegen in der gehobenen Dienst 
über. Gutachten haben bereits belegt, 
dass der Polizeivollzugsdienst auf-
grund der Tätigkeiten dem gehobe-
nen und höheren Dienst zuzuordnen 
ist. Nun auch noch die aktuelle Recht-

Bessere Bewertung

Stellenbewertung bei der Polizei
sprechung zur Stellenbewertung und 
wir stellen ernsthaft die Frage, was 
noch alles kommen muss, bis die Geg-
ner kapieren, dass der Weg der „Zwei-
geteilten Laufbahn“ der richtige Weg 
ist.

Anstatt eine Arbeitsgruppe zu instal-
lieren, wie bei der Ausgangslage der 
mittlere Dienst zementiert werden 
kann, wäre es sinnvoll darüber nachzu-
denken, wann man in die generelle 
Ausbildung für den gehobenen Dienst 
einsteigen will und zwar dies verbind-
lich, mit Datum und dann mit einem 
ebenso verbindlichen Fahrplan, wie 
man die bisherigen Kolleginnen und 
Kollegen in der gehobenen Dienst 
überleiten möchte. 

Wir haben diesbezüglich schon meh-
rere Vorschläge unterbreitet und unse-
re Bereitschaft zur Mitarbeit angebo-
ten, doch die Bremser der gerechten 
Bewertung der Polizistinnen und Poli-
zisten in diesem Land sitzen weiter in 
ihren warmen Amtsstuben.

Wer zu Recht die Chefs der Polizei-
präsidien in die B-Besoldung bringt, 
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Wieder was Neues?

der muss auch dafür sorgen, dass die, 
die die eigentliche Polizeiarbeit leisten, 
ihre entsprechende gerechte Entloh-
nung erfahren. Die Besoldungsgrup-
pen A 7 und A 8 sind ein besoldungs-
rechtliches No-Go für die gefor- 
derte heutige Polizeiarbeit. Wer das 
nicht verstehen will, muss sich nur die 
Bilder von Frankfurt anschauen. 

Wann bekommen wir endlich eine 
gerechte Bewertung anstatt leere Phra-
sen, wie wichtig wir sind und was für 
gute Arbeit wir leisten.

Geld ist zwar nicht alles, doch diesen 
Satz formulieren immer die, die eigent-
lich nicht zu wenig davon haben.

Wir wollen endlich Gerechtigkeit, 
denn das haben wir verdient.

Wir sind mehr wert, auch wenn Ar-
beitsgruppen uns dann erklären, wo 
wir zu stehen haben.� RSeid

Die GdP-Kreisgruppe  PP Stuttgart 
führt am Dienstag, 23. 6. 2015, ab 13 
Uhr, im Restaurant „Haus am See“, 
70378 Stuttgart-Mühlhausen, Mühl-
häuser Straße 311, Telefon 07 11- 
53 41 97, ihre Jahreshauptversamm-
lung durch.

Die Mitglieder der Kreisgruppe 
sind dazu herzlich eingeladen. 

Aus den Bezirks- und 
Kreisgruppen

Einladung zur JHV 
der KG PP 
Stuttgart

Die JHV der GdP-Bezirksgruppe  
Tuttlingen findet am Donnerstag, 
dem 11. 6. 2015, ab 17 Uhr im Hotel 
Hirt in der Oberhoferstraße 5 in 78652 
Deisslingen statt.

Jedes teilnehmende Mitglied er-
hält einen Verzehrzuschuss in Höhe 
von 10 Euro.

JHV der GdP- 
Bezirksgruppe 

Tuttlingen

Die Probleme vom ZZW sind noch 
bei Weitem nicht abgestellt und schon 
kommen neue Ideen auf den Tisch, 
nämlich ELWA.

Neu? Nein, mit ELWA – einem 
elektronischen Wachbuch – wurden 
schon einmal diverse Kolleginnen 
und Kollegen gequält und man war 
der Meinung, dass es die Polizei 
nicht braucht. Nun soll so eine Vor-
lage für die Polizeichefrunde am 12. 
Mai 2015 über das Erfordernis der 
Fortführung von Dienstnachweisen 
(sog. Dienstnachweisbuch) bei den 
Polizeiposten und den Tagesdiens-
tes geredet werden bzw. wurde ge-
redet.

Die Tagung Polizeilicher Aufgaben 
vom 8./9. September 2005 hat auf-
grund der grundsätzliche Bedeutung 
die Führung entsprechender Nach-
weise für erforderlich gehalten. 

Aus der Begründung heißt es:
„Wachbücher werden in der Regel 

bei Polizeirevieren oder vergleichba-
ren Organisationseinheiten in den 
Dienstgruppen sowie Bezirks- und 
Postendiensten geführt. Das in Pa-
pierform verwendete Wachbuch dient 
der Dokumentation aller bei einem 
Polizeirevier anfallenden Aufgaben 
und Tätigkeiten sowie als Arbeitszeit-
nachweis (Anwesenheit) für die 
diensthabenden Beamten. 

Landeseinheitliche Regelungen 
über die Ausgestaltung und das Füh-
ren eines Wachbuches gibt es nicht. 
Die Einführung des elektronischen 
Wachbuches wurde auf Landesebene 
nicht umgesetzt. 

Die Erforderlichkeit der Fortfüh-
rung von Dienstnachweisen (sog. 
Dienstnachweis- oder Wachbuch) bei 
den Polizeiposten und Tagesdiensten 
(nicht Streifendienst) darf aus Sicht 
des PP X erneut geprüft und über-
dacht werden.  

Begründung für die mögliche Ab-
schaffung: 
– �Nachweise werden nur bei der 

Schutzpolizei geführt, andere Ta-
gesdienste sind nicht berührt

– �durch elektronische Zeitnachweis-
systeme erfolgt die Zeiterfassung  

– �Dokumentation von Streifentätig-
keiten und Aufträge in Viadux 

– �Dokumentation von Dienstsport, 
Einsatztraining und AuF in iBMS 

Zu ZZW nun auch noch ELWA?

Begründung für die Beibehaltung:
– �Dokumentation über Dienstverrich-

tungen zu Zwecken der Nachvoll-
ziehbarkeit und Dienstaufsicht (In-
formationsquelle, Bearbeitung von 
Beschwerden etc.) 
Aufgrund der zurückliegenden 

Zeitspanne, der zwischenzeitlichen 
Einführung von Zeitnachweis- und 
Bildungsmanagementsystemen (iBMS) 
sowie einer internen Anfrage beim PP 
X erscheint die erneute Thematisie-
rung in einer Polizeichefrunde ziel-
führend.“ (Ende des Zitats)

Auch wenn man schon bei der Ar-
gumentationssammlung feststellt, 
dass rein zahlenmäßig mehr Gründe 
für die Abschaffung als für die Bei-
behaltung sprechen, muss man sich 
die Gründe für die Beibehaltung ge-
nau anschauen. Es sind alles Grün-
de, die der Dienstaufsicht dienen 
sollen.

Nicht das Dienstaufsicht nicht er-
forderlich wäre, aber wenn es nur 
dazu dient, die Kolleginnen und Kol-
legen mit noch einem, vielleicht 
ebenfalls nicht 100% funktionieren-
dem System zu quälen, überspannt 
das nach unserer Auffassung den Bo-
gen. Technik und IT sollten eigentlich 
die Beschäftigten entlasten, doch dies 
scheint bei uns nicht zu funktionie-
ren.

Wir hoffen, dass die Personalräte 
hier eine klare Linie ziehen und dem 
Spiel mit immer neuen Punkten eine 
Absage erteilen. Wir sind nicht bei 
Pippi Langstrumpf und können uns 
auch keine Welt malen, wie sie uns 
gefällt. Wir müssen verstärkt an die 
denken, die damit belastet werden. 

RSeid
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Schulungs- und Bildungsarbeit

Vom 2. bis 6. März und vom 13. bis 
17. April fanden Personalrätegrund-
schulungen in Bad Buchau statt. Die 
beiden Verantwortlichen, Wolfgang 
Kircher (zuständig für Bildungsarbeit 
und das LPVG) und Hans-Jürgen 
Kirstein (Beamten- und Besoldungs-
recht) hatten ein anspruchsvolles 
Wochenprogramm für die  neu ge-
wählten Personalräte zusammenge-
stellt.

 Themen waren u. a. 
• �die Rechtsstellung von Personalrats-

mitgliedern,
• �die Geschäftsführung des Personal-

rats,
• �die Aufgaben des Vorstandes,
• �wie läuft eine Personalversamm-

lung ab,
• �was versteht man unter Zusammen-

arbeit zwischen Dienststelle und 
Personalvertretung,

• �was bedeutet „vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit“,

• die Verschwiegenheitspflicht,
• der Datenschutz,
• die Mitwirkung, 
• die Mitbestimmung,
• das Initiativrecht.

Im ersten Seminar erklärte Dagmar 
Hölzl (GdP-Bundesfrauenvorsitzen-
de) die Grundzüge aus dem Tarifrecht 
und was das Chancengleichheitsge-
setz ist. 

„Personalrätegrundschulungen in 
Bad Buchau“

Den Bereich des Tarifrechts über-
nahm im 2. Seminar die stellvertre-
tende GdP-Landesvorsitzende und 
Mitglied der Großen Tarifkommissi-
on, Christina Falk. Ihre Ausführun-
gen zum Tarifrecht wurden durch ih-
ren Bericht von den erst vor Kurzem 
stattgefundenen Tarifverhandlungen 
angereichert.  

Dr. Michael Karpf, Hauptschwer-
behindertenvertreter für die behin-

derten Menschen in der Polizei, 
zeigte auf, welche  Rechte schwerbe-
hinderte Menschen haben. 

Zum Ende des Seminars wurde 
dann das Erlernte in einem Rollen-
spiel umgesetzt. 

Nachdem sich der Personalrat in 
Bad Buchau „konstituiert“ hatte, ging 
es schon an die tägliche Arbeit. Zu-
erst war zu prüfen, ob der Personalrat 
überhaupt zuständig ist. Dann trat 
der Personalrat in die Verhandlungen 
mit dem „Dienststellenleiter“. Sollten 
die im gesamten Gremium oder nur 
zwischen Personalratsvorsitzenden 
oder Dienststellenleiter geführt wer-
den, war eine der Fragen. Schnell 
wurde deutlich, was vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen Dienst-
stelle und Personalrat bedeutet, ob 
und wie sie funktioniert. So mancher 
vermeintlich einfache Sachverhalt 
wird plötzlich schwierig, wenn die 

Wolfgang Kircher ist Mitglied im 
örtlichen Personalrat des PP Lud-
wigsburg und Mitglied im Haupt-
personalrat Polizei. Als stellvertre-
tender GdP-Landesvorsitzender ist 
er u. a. auch für die Landesredakti-
on zuständig. Er ist Mitglied im 
GdP-Bundesvorstand und im DGB- 
Landesbezirksvorstand, außerdem 
ehrenamtlicher Richter beim Ver-
waltungsgericht Stuttgart, Fach-
kammer Landespersonalvertre-
tungsrecht, und Beamtenbeisitzer 
in der Fachkammer Disziplinar-
recht.

Aufmerksame Zuhörer beim Vortrag von Dr. Michael Karpf

„Chemie zwischen Personalrat und 
dem Dienststellenleiter nicht stimmt.“

Neben den Personalratsthemen 
wurden aber auch  aktuelle Probleme 
angesprochen. Ein ständiges Thema 
war die Arbeitszeit und das ZZW. Die 
Kolleginnen und Kollegen diskutier-
ten über die ausgesetzten und fehlen-
den Beförderungsmöglichkeiten.  An 
allen Ecken und in allen Bereichen 
fehlt es an Personal. Nur in den Stä-
ben wird ständig aufgefüllt, so die 
Aussage eines Kollegen. 

Zur Person:
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Arbeitsschutz

Teilnehmer aus BW am 5. Arbeitsschutzsym-
posium: Torsten Fröhlich, stellv. Haupt-
schwerbehindertenvertreter, und Wolfgang 
Kircher, stellv. GdP-Landesvorsitzender.

Foto: Hagen Immel/GdP

Es traten in den Ruhestand:
Heidelberg: Bernd Schütz.
Heidenheim: Reinhard Wallosch-
ke, Lothar Schmidt.
Hohenlohekreis: Wolfgang Rudolph.
Main-Tauber-Kreis: Kurt Englert.
PTLS: Rainer Breitfeld.
Rastatt/Baden-Baden: 
Guido Eckerter.
Stuttgart PP: Wolfgang Appel.

Wir wünschen den Kollegen im 
Ruhestand alles Gute.

Zusammengestellt von
Angelika Burckhardt

Personalmitteilungen

Die GdP gratuliert 
herzlich

Definition Gesundheit (WHO): 
„Gesundheit ist ein Zustand des 
vollständigen körperlichen, geisti-
gen und sozialen Wohlergehens ... 
und nicht nur das Fehlen von 
Krankheit oder Gebrechen.“

Im März 2015 fand das 5. Arbeits-
schutzsymposium der Gewerkschaft 
der Polizei in Potsdam statt. Hierrü-
ber berichtete bereits die „Digit@l“ 
14/2015 mit einer kurzen Zusam-
menfassung. Ziel der Beratungen 
war es, die gesundheitlichen Belas-
tungen durch physische und psychi-
sche Einflüsse, die im Zusammen-
hang mit dem täglichen Dienst auf 
die Kolleginnen und Kollegen ein-
wirken, zu erkennen, sie ganzheit-
lich zu bewerten und soweit mög-
lich geeignete Maßnahmen zu 
benennen, die es möglich machen, 
die Beschäftigten aller Bereiche in-
nerhalb der Polizei gesund zu erhal-
ten und ihnen zu ermöglichen, ohne 
Gesundheitsbeeinträchtigungen die 
Lebensarbeitszeitgrenze zu errei-
chen.

In mehreren Arbeitskreisen wur-
de intensiv zu den Themenfeldern 
„Gesundheit in der Polizei“ bera-
ten. Gewerkschafter, Personalräte, 
Schwerbehindertenvertretungen, 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit so-
wie Betriebsärzte beteiligten sich 
mit ihrem Sachverstand und blick-
ten auch über den „Tellerrand“ hin-
aus, indem sie die, von vielen 
dienstlichen Belangen betroffene, 
private Situation der Polizeibeschäf-
tigten beleuchteten. Beispielhaft sei 
hier die familienbelastende Schicht-
arbeit genannt.  Am Ende der Bera-
tungen konzentrierten sich die 
Schwerpunkte aus den Arbeitskrei-
sen auf das Thema „Behördliches 
Gesundheitsmanagement“  (BGM) 
und die „Betriebliche Gesundheits-
förderung“ (BGF). Die Erkenntnisse 
dieser und dreier vorangegangener 
Tagungen, sowie Erfahrungen aus 
mehr als zehn Jahren zu diesem 
Thema konnten in der Folge in einer 
schriftlichen Handreichung zusam-
mengefasst werden, die unseren 
Kolleginnen und Kollegen, die 
Funktionen im Gesundheitsbereich 
übernommen haben, den Vertretern 
von Menschen mit Behinderungen 
und nicht zuletzt den Personalräten 
dienen soll, die eine besondere, ge-

Gesundheit in der Polizei – Leistungsstarke Polizei 

setzlich verankerte Verantwortung 
für die Gesundheit der Beschäftig-
ten tragen. 

Die Teilnehmer der Tagung dis-
kutierten gleichfalls über grund-
sätzlich geeignete Maßnahmen zur 
Inklusion von Menschen mit Behin-
derung innerhalb der Polizei und 
insbesondere im Bereich des BGM 
und der BGF. Hier konnte die Ver-
sammlung erkennen, dass es mit 
den gesetzlich vorgeschriebenen 
Maßnahmen zum Nachteilsaus-
gleich, wie z. B. die Regelung über 
Zusatzurlaub für schwerbehinderte 
Menschen oder die Verpflichtung 
zur bevorzugten Stellenbesetzung, 
nicht getan sein kann. Aus diesem 
Grund wurde die Einbindung von 
Kolleginnen und Kollegen in die 
Gremien der GdP als dringend not-
wendig befunden, die sich bereits 
als Vertreter der Menschen mit Be-
hinderung vor Ort einbringen und 
dort im täglichen Dienst wichtige 
Erfahrungen zum konkreten Stand 
der Inklusion in der jeweiligen 
Dienststelle sammeln. Die rechtli-
chen Voraussetzungen dazu wurden 
bereits mit einem, während des 25. 
Ordentlichen Bundeskongresses ge-
fassten Beschluss auf den Weg ge-
bracht. Ebenso wurde in der Hand-
reichung der GdP zur Gesundheit 
den besonderen Belangen von Men-
schen mit Behinderung Rechnung 
getragen. 

Anmerkung des Verfassers: 

Eine wichtige Erkenntnis des 
5. Arbeitsschutzsymposiums und 
gleichzeitig Forderung an die ver-

antwortlichen Führungskräfte der 
Polizei ist: Gesundheitsschutz kann 
nicht Aufgabe von Hobbypsycholo-
gen, Wanderpredigern oder Wun-
derheilern sein. Die Gesundheit un-
serer Kolleginnen und Kollegen ist 
ein wichtiges und wertvolles Gut, 
das in die Hände von erfahrenen 
Profis gehört. Dies kann durch die 
Einbindung von bereits vorhande-
nen Ansprechpartnern, wie z. B. 
dem betriebs- oder polizeiärtzlichen 
Dienst, der Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit, den Unfallkassen oder den 
Integrationsämtern, aber auch durch 
Qualifizierung und Berufung von 
geeinten Interessens- oder Perso-
nalvertretern erfolgen. Grundsätz-
lich jedoch muss ein „Behördliches 
Gesundheitsmanagement“, das wei- 
tere Säulen der Gesundheitsförde-
rung, wie z. B. den Arbeitsschutz, 
das „Betriebliche Eingliederungs-
management“ (BEM), Weiterbil-
dung der Gesundheitsprofis oder 
andere gesundheitsfördernde Maß-
nahmen unter einem Dach vereint, 
professionell geführt werden, und 
darf nicht unter der Bestellung im 
Nebenamt ein Dornröschen-Dasein 
führen. 

Torsten Fröhlich
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22. GdP-Kinder- und -Jugendfreizeit 

Es war wieder so weit!! 23 lone-
some Cowboys, Cowgirls, Häuptlin-
ge und Squaws sattelten ihre Pferde 
und trafen in der wilden Prärie von 
Nußdorf aufeinander, um die große 
Zusammenkunft der Cowboy- und 
Indianervölker im kommenden Au-
gust vorzubereiten. Nach wildem, 
langem Ritt wurden die Wild-West-
Völker von Oberhäuptling Andreas 
Gühring und seinen tapferen 
Stammeshelfern Tobias Prokein, 
Thomas Falb und Elena Hug mit ei-
nem ausgiebigen Lagerfeuer-Mahl 
und mehreren Runden Friedenspfei-
fe empfangen.

So konnte im Anschluss die kom-
mende 22. Kinder- und Jugendfreizeit 
der JUNGEN GRUPPE (GdP) vorbe-
reitet werden. Die Freizeit findet in 
diesem Jahr in der Zeit vom 1. 8. bis 
8. 8. 2015 am großen schwäbischen 
Silbersee, in der Western-City Mar-
kelfingen, statt. 

Manitu sei Dank wurde für die 
diesjährige Freizeit das Motto 

„Wilder Westen am Silbersee“

festgelegt. Das kindgerechte Wild- 
West-Wochenprogramm steht nun 
fest wie ein Totempfahl, und es konn-

„Howdy und Howgh“

ten wieder viele mottogetreue Pro-
grammpunkte, Arbeitskreise und 
Ausflugsziele zusammengestellt wer-
den.

So warten die Stammeshäuptlinge, 
Chef-Cowboys und -girls nun auf die 
Wild-West-Bevölkerung, die sich aus 
Kindern im Alter zwischen 7 und 14 
Jahren zusammense tzt, um Leben in 

Die Betreuer/-Innen der Jugendfreizeit

das Geistercamp zu bringen. 
Es besteht noch die Möglichkeit, 

Western-City ordentlich mit aufzumi-
schen. Also sattelt die Pferde und 
meldet Euch an. Es sind noch Betten 
in den Wigwams und Saloons frei. 

Howgh! Ich habe gesprochen.

Unter dieser Überschrift berichten 
wir zukünftig über unsere tägliche 
Arbeit, Aktionen und Termine, die es 
nicht in die „Schlagzeilen“ der Digi-
tal oder Deutschen Polizei geschafft 
haben, aber trotzdem erwähnens-
wert sind. 

15. März: Sport und Gewalt war 
Thema in „Sport im Dritten“. Der 
Landesvorsitzende war eingeladen. 
Es war eine gute und sachliche Dis-
kussion und hat deutlich gemacht, 
dass durch die Schüsse am Rande 
des Fußballspiels Stuttgart gegen 
Hertha bei einigen ein Aufwachen 
bewirkt haben.

Gewerkschaftsarbeit

Und was sonst noch so war 
17. März: DGB-Landesbezirksvor-

standsitzung in Stuttgart, Teilnehmer 
Wolfgang Kircher es ging u. a. um die 
aktuellen Tarifverhandlungen bei der 
Chemie und im öffentlichen Dienst. 

 
18. März: Gründungsveranstaltung 

der GdP-Bezirksgruppe Freiburg, 
eine gute Veranstaltung mit über 100 
Teilnehmern, Roland Nussbauer ist 
mit seiner neuen, alten Mannschaft 
das Gesicht der GdP in Freiburg. Rü-
diger Seidenspinner wünschte dem 
„Neuen“ alles Gute. 

20. März: Gewerkschaftstag von 
Verdi in Ulm, neben Finanzminister 

Schmid, waren der Innenminister und 
die Sozialministerin anwesend. Das 
gehört sich so, dass die zuständigen 
Minister anwesend sind. Die GdP 
wurde von unserem Landesvorsitzen-
den vertreten.

24. März: nach der HPR-Sitzung 
Gespräch des Landesvorsitzenden 
mit der CDU-Fraktion über Polizei-
strukturreform und was die Polizei 
noch braucht. Es ist schon ein Aben-
teuer zu behaupten, die Reform wäre 
für die hohen Zahlen des Wohnungs-
einbruchs verantwortlich. Damit kann 
man trefflich von den Fehlern der 
Vergangenheit ablenken. Helfen tut 
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Gewerkschaftsarbeit

dies aber niemandem, und die Medi-
en glauben es langsam auch nicht 
mehr. Anschließend ein Termin bei 
Ministerialdirektor Zinell, ein gutes 
Gespräch mit den Kollegen des PP 
Technik, Logistik und Service zum 
Thema BIT BW.

25. März: Der Landesvorsitzende 
und Christina Falk vor Ort in Wert-
heim. Die Außenstelle soll zum 31.12. 
geschlossen werden, aber ein Teil der 
Küchenkräfte ist noch nicht versorgt. 
Das ist ein Unding und wird so nicht 
akzeptiert.

1. April: Gespräch des Vorsitzen-
den mit MdL Schwarz aus Rheinland-
Pfalz. Die GdP Rheinland-Pfalz 
kämpft für die Einführung der Heil-
fürsorge nach baden-württembergi-
schem Vorbild. Da unterstützt man als 
Nachbar gerne. Danach fand ein Ge-
spräch mit Kollegen der BePo Bruch-
sal statt, denn es gilt, hier die GdP 
neu aufzustellen und tatkräftig zu un-
terstützen.

8. April: Mindestlohnfest auf dem 
Schlossplatz in Stuttgart. Endlich ist 
er da, der Mindestlohn, und alle in 
Abhängigkeit beschäftigten Men-
schen bekommen einen Lohn, der ge-
recht ist und dafür sorgt, dass viele 
besser leben können. 

 14. April: Der Innenminister kam 
zum ersten Gespräch mit dem neuen 
Hauptpersonalrat; es hat über vier 
Monate gedauert, aber früher wurde 
er nicht eingeladen.

16. April: Sitzung des geschäfts-
führenden Bundesvorstandes und in-
tensive Einweisung in die Lage an-
lässlich des G7-Gipfels in Elmau 
durch den Inspekteur der bayerischen 
Bereitschaftspolizei, Herr Thomas 
Hampel.

23. April: Bundesfachausschuss-
sitzung Schutzpolizei in Berlin; man 
stellt fest, dass überall die gleichen 
Probleme vorherrschen; Personal ist 
viel zu wenig, Belastung ist viel zu 
hoch, Besoldung ist nicht gerecht 
und wenn es Probleme gibt, bleibt 
der Einzelne damit alleine, und 
wenn es blöd läuft, sieht er sich ei-
ner Herde von Schreibtischermitt-
lern gegenüber. Thomas Mohr wur-
de zum Schriftführer des Bundes- 
fachausschusses Schutzpolizei ge-
wählt. 

27. bis 29. April: Der geschäftsfüh-
rende GdP-Landesvorstand, der Lan-
desvorstand und der Gewerkschafts-
beirat beschäftigten sich mit der 
Zukunft der GdP in den neuen Struk-
turen. Der Rechenschaftsbericht des 

Landesvorsitzenden befasste sich mit 
Themenschwerpunkten der GdP, 
über  die in den Artikeln und Veröf-
fentlichungen unserer Medien bereits 
berichtet wurde. 

6. bis 7. Mai: GdP-Bundesvor-
standssitzung in Fulda, Teilnehmer 
aus BW waren Rüdiger Seidenspin-
ner, Dagmar Hölzl und Wolfgang Kir-
cher. U. a. ging es um die Themen 
Bürgerproteste, gendergerechte Be-
urteilungen und die GdP-Unterstüt-
zung bei Großlagen. 

11. Mai: Der Landesvorsitzende 
Rüdiger Seidenspinner und sein Stell-
vertreter Wolfgang Kircher waren im 
Innenministerium. U. a. ging es um 
die VwV PolOrg. Über das Gespräch 
werden wir in der nächsten Ausgabe 
berichten.
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